
Beschlussvorschlag: 
 

 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine zentrale Stelle innerhalb der 

Stadtverwaltung zu schaffen, die für das gesamte Stadtgebiet bei Anfragen zu 
Konfliktlösungen im öffentlichen Raum eine erste Konfliktanalyse vornimmt und 
vor Ort mit einem allparteilichen Ansatz präsent ist. Diese zentrale Stelle versteht 
sich als Fachstelle für nachhaltiges Konfliktmanagement im öffentlichen Raum. 
Die entsprechenden Kosten werden im Haushaltsplan 2020 ff. eingestellt. 

2. Parallel zur Schaffung der Stelle des Allparteilichen Konfliktmanagement wird 
empfohlen, eine Arbeitsgruppe zu gründen. Die Arbeitsgruppe sollte aus 
Vertreter*innen des Fachbereiches Bildung (z .B. Streetworker*innen) und dem 
Fachbereich Gesundheit ( z. B. Abt. Sozialpsychiatrie) des Ordnungsamtes und 
der Polizei sowie dem DLZ Bürgerengagement bestehen. 

3. Es wird empfohlen, dass das  Allparteiliche Konfliktmanagement einen Leitfaden 
„Konfliktlösung im öffentlichen Raum“ erarbeitet, der u.a. 
Handlungsempfehlungen für zu lösende Konflikte enthält und Grundlage der 
Zusammenarbeit der Arbeitsgruppe und des Allparteilichen Konfliktmanagements 
ist. 

4. Der Stadtrat regt an, dass die Stadt Halle (Saale) dem Netzwerk Kommunales 
Konfliktmanagement im öffentlichen Raum beitritt und am zweiten Treffen des 
Netzwerkes am 8.November 2019 teilnimmt. 

 
 


